
 

 

 
B & K Kapitalanlage & Versicherung 

 
 

1. Abzinsung von Darlehensverbindlichkeiten: Ist der Zinssatz von 5,5 % 
verfassungsgemäß? 

 

Ja, urteilte das Finanzgericht Münster. Es hat keine verfassungsrechtlichen Bedenken bzgl. des 
Abzinsungssatzes von 5,5 % - auch nicht angesichts der derzeitigen Niedrigzinspolitik. 

Hintergrund 

Die Bilanzen des Klägers, der ein Autohaus führt, weisen seit 1996 bzw. 1998 zwei Darlehen von 
Geschäftspartnern aus. Zur Verzinsung und zu Rückzahlungsmodalitäten der Darlehen wurde nichts 
vereinbart. Das Finanzamt behandelte die Darlehensverbindlichkeiten als unverzinsliche Darlehen mit 
unbestimmter Laufzeit und zinste sie mit 5,5 % ab. Unter Berücksichtigung der Gegebenheiten kam 
das Finanzamt auf einen Vervielfältiger von 0,503. Den Differenzbetrag zur valutierten 
Darlehensverbindlichkeit erfasste es gewinnwirksam. Der Kläger machte geltend, dass es sich hier um 
langfristige Darlehen handelte, die auch dem Grunde nach dem Abzinsungsgebot unterliegen. Jedoch 
sind nach Auffassung des Klägers durch die wirtschaftliche Entwicklung und die seit 2012 herrschende 
Niedrigzinsphase auf dem freien Markt die Abzinsungssätze überholt, da sie eben diese Entwicklung 
nicht widerspiegeln. Nach Ansicht des Klägers ist deshalb keine Abzinsung zu berücksichtigen. 

Entscheidung 

Die Klage blieb ohne Erfolg. Nach Ansicht des Finanzgerichts bestehen keine Zweifel gegen die 
Verfassungsmäßigkeit hinsichtlich des Abzinsungssatzes von 5,5 %. Der Abzinsungssatz ist eine interne 
Rechengröße der Bewertung einer langfristigen und unverzinslichen Verbindlichkeit. 
Dementsprechend geht es um die zutreffende wirtschaftliche Belastung eines Unternehmens. Der 
Minderaufwand infolge der Zinslosigkeit wird dabei kapitalisierend als Ertrag vorweggenommen. 
Darüber hinaus wirtschaftet das Unternehmen mit den nicht gezahlten Zinsen, wodurch ein weiterer 
positiver Effekt entstehe. Eine Abstellung allein auf vergleichbare Zinssätze ist daher nicht geboten. 
Mit dem Abzinsungssatz wird daher vielmehr die Rendite, die durch das verbilligte Darlehen 
erwirtschaftet werden kann, ausgeglichen. 

 

2. Ausländischer "Spin-Off": Drittstaatenabspaltung als steuerneutraler 
Anteilstausch 

 

Aktien, die im Rahmen einer Drittstaatenabspaltung zugeteilt werden, unterliegen als 
steuerneutraler Anteilstausch nicht der Besteuerung. Dies gilt zumindest dann, wenn die 
Drittstaatenabspaltung mit einer inländischen Abspaltung vergleichbar ist. 

Hintergrund 

Die Kläger und Eheleute hielten im Jahr 2012 Aktien der KFI, eine US-amerikanische Kapitalgesellschaft. 
Im Jahr 2012 übertrug die KFI ihre Lebensmittelsparte auf die neu gegründete KFG, ebenfalls eine US-
amerikanische Kapitalgesellschaft, und erhielt dafür Aktien an der KFG. Gleichzeitig wurde die KFI in 
M-Inc. (M) umbenannt. Sodann teilte die M ihren Aktionären die erhaltenen KFG-Aktien im Verhältnis 
3:1 zu, ohne dass das Kapital der M herabgesetzt wurde. Auf dem Depot der Kläger wurden 
dementsprechend Aktien der KFG eingebucht.  



 

 

Die Depotbank ging unter Berücksichtigung des Börsenkurses der KFG-Aktien von einer 
steuerpflichtigen Sachausschüttung aus und behielt Kapitalertragsteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag 
ein. 

Die Eheleute waren dagegen der Auffassung, dass die Zuteilung der KFG-Aktien als nicht steuerbare 
Einlagenrückgewähr zu behandeln ist. Das Finanzamt bejahte dagegen einen steuerpflichtigen 
Kapitalertrag, dem es den Abgeltungssteuersatz zugrunde legte. Das Finanzgericht wies die Klage ab. 

Entscheidung 

Die Revision der Kläger hatte Erfolg. Der Bundesfinanzhof hob das Finanzgerichtsurteil auf und gab der 
Klage statt. Da die KFG-Aktien im Rahmen einer Drittstaatenabspaltung zugeteilt wurden, die ihrerseits 
einer inländischen Abspaltung i. S. d. § 123 Abs. 2 UmwG vergleichbar ist, löst der Vorgang im Jahr 
2012 keine Besteuerung aus. 

Die Zuteilung der KFG-Aktien von der M an die Eheleute führt bei isolierter Betrachtung zu einem 
Kapitalertrag, der mit der Einbuchung der Aktien auf dem Depot in Form einer Sachausschüttung 
zugeflossen ist. Für diesen steuerbaren Kapitalertrag der in den USA ansässigen M steht Deutschland 
abkommensrechtlich das Besteuerungsrecht zu. Die Eheleute waren im Jahr 2012 im Inland wohnhaft 
und danach mit sämtlichen Einkünften unbeschränkt steuerpflichtig. 

Diese Sachausschüttung ist mangels einer Einlagenrückgewähr seitens der M nicht von der 
Besteuerung ausgenommen. Die Ausschüttung wurde nicht durch die Rückgewähr von Einlagen 
finanziert. 

Die Zuteilung der KFG-Aktien ist auch nicht als steuerneutraler Anteilstausch von der Besteuerung 
auszunehmen. Zwar sind die tatbestandlichen Voraussetzungen der Abspaltung erfüllt. Die Regelung 
ist jedoch im Jahr 2012 zeitlich noch nicht anwendbar. Sie ist erstmals auf Abspaltungen anzuwenden, 
bei denen die Anmeldung zur Eintragung in das öffentliche Register nach dem 31.12.2012 erfolgt. Der 
streitige "Spin-Off" war jedoch bereits im Oktober 2012 vollzogen worden. 

Drittstaatenabspaltungen im Jahr 2012 fallen jedoch noch den Tatbestand des steuerneutralen 
Anteilstauschs. Anderenfalls käme es im Streitjahr zu einer nicht zu rechtfertigenden 
Schlechterstellung inländischer Gesellschafter von Drittstaatengesellschaften gegenüber solchen von 
inländischen und ausländischen Gesellschaften der EU bzw. des EWR. Ein solcher Verstoß wäre nicht 
durch die Notwendigkeit, die Wirksamkeit der steuerlichen Kontrolle zu gewährleisten, gerechtfertigt. 

 

3. Entschädigungszahlungen: Erlittene Verluste als Kapitaleinkünfte 
 

Entschädigungszahlungen für Beratungsfehler, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
geleistet werden, können als besondere Entgelte und Vorteile i. S. d. § 20 Abs. 3 EStG steuerpflichtig 
sein. 

Hintergrund 

Aufgrund eines Beratungsfehlers im Zusammenhang mit dem Erwerb von Investmentanteilen wurde 
der Steuerpflichtigen zum Ausgleich der aus dieser Transaktion erlittenen Verluste eine Entschädigung 
geleistet. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht entschied, dass der der Steuerpflichtigen zugeflossene Nettobetrag vollumfänglich 
der Einkommensteuer zu unterwerfen war. Denn unabhängig von der Bezeichnung wird jede 
zugeflossene Gegenleistung (Entgelte oder Vorteile) im Zusammenhang mit dem Kapitalvermögen 
erfasst, die Einnahmencharakter hat und an die Stelle oder neben die eigentlichen Einnahmen gem. § 
20 EStG tritt.  



 

 

Es sollen im Zusammenwirken der Grundtatbestände der Abs. 1 und 2 mit dem Ergänzungstatbestand 
des Abs. 3 alle Vermögensvermehrungen erfasst werden, die sich bei wirtschaftlicher Betrachtung als 
Kapitalertrag oder Veräußerungsgewinn darstellen. 

Maßgebliche Voraussetzung ist allerdings, dass die Vorteilszuwendung nach dem 
Veranlassungsprinzip, d. h. bei wertender Beurteilung des die Vorteilszuwendung auslösenden 
Moments, als der Erwerbssphäre zugehörig anzusehen ist. 

Da die Entschädigungszahlung geleistet wurde, um die konkret erlittenen Verluste auszugleichen, 
hatte auch der erforderliche unmittelbare Zusammenhang mit einer jeweiligen Transaktion 
bestanden. Die Schadensersatzzahlung unterlag auch "materiellrechtlich" dem 
Kapitalertragsteuerabzug. 

 

4. Nahrungsergänzungsmittel: Kostenübernahme durch die Krankenkasse? 
 

Nahrungsergänzungsmittel müssen daher auch nicht von der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) übernommen werden. Denn dabei handelt es sich nicht um Arzneimittel im Rechtssinne. 

Hintergrund 

Die Klägerin litt an einer Intoleranz gegenüber Histamin in Lebensmitteln. Bei ihrer Krankenkasse 
beantragte sie die Kostenübernahme für Daosin-Kapseln. Ohne das Präparat vertrug sie fast keine 
Nahrung. Sie bekam sonst beim Essen schlimme Vergiftungen wie Herzrasen, Übelkeit, Schmerzen und 
Schwitzen. Diese Symptome ließen sich nur mit Daosin eingrenzen, da ihr ein wichtiges Enzym zum 
Histaminabbau fehlte. 

Die Krankenkasse lehnte eine Kostenübernahme ab, da es sich bei dem Präparat um ein 
Nahrungsergänzungsmittel handelt. Im Gegensatz zu Arzneimitteln ist dies keine Leistung der GKV. Aus 
rechtlicher Sicht liegt ein Lebensmittel vor, das dafür bestimmt ist, die Ernährung zu ergänzen. Im 
Gegensatz zu Arzneimitteln ist kein Zulassungsverfahren erforderlich. Deshalb handelt es sich generell 
um keine Kassenleistung. 

Die Klägerin war dagegen der Ansicht, dass ihr individueller Gesundheitszustand berücksichtigt werden 
muss. 

Entscheidung 

Das Landessozialgesetz entschied, dass Nahrungsergänzungsmittel keine Arzneimittel im Rechtssinne 
sind. Damit bestätigte es die Rechtsauffassung der Krankenkasse. Nahrungsergänzungsmittel sind – 
mit wenigen Ausnahmen – von der Versorgung durch die GKV ausgeschlossen. Die 
Arzneimittelrichtlinien sehen einen generellen Ausschluss vor. Eine individuelle Einzelfallprüfung ist 
nicht vorgesehen. Es spielt auch keine Rolle, dass das Präparat kostenintensiv ist und bei der Klägerin 
zu wirtschaftlichen Belastungen führt. Ein Nahrungsergänzungsmittel wird nicht durch einen hohen 
Preis oder eine besondere persönliche Bedarfslage zum Arzneimittel. 

 

 

 

 

 

 



 

 

5. Wann ein Büro- und Organisations-Bonus eines Vermögensberaters 
umsatzsteuerfrei ist 

 

Der Büro- und Organisations-Bonus bzw. die Förderprovision eines Vermögensberaters als 
Aufstockung der Grundprovision ist umsatzsteuerfrei. Dabei handelt es sich nämlich um eine 
steuerbefreite Vermittlungsleistung. 

Hintergrund 

Die A vermittelt als Allfinanzvertrieb Finanzprodukte zwischen Versicherungen, Banken bzw. 
Bausparkassen und Privat- und Firmenkunden. Der Kläger ist als selbstständiger, gebundener 
Vermögensberater ausschließlich für A tätig und vermittelt für A Finanzprodukte. Außerdem sollte er 
neue Vermögensberater mit vertraglicher Bindung nur an die A gewinnen, diese schulen und führen 
und seine Vermittlungserfolge durch Einsatz dieses Stammes von Vermögensberatern (sog. 
Gruppenumsatz) zugunsten der A optimieren. Weiterhin war die Aufgabe des Klägers, Kunden selbst 
zu beraten und ihnen die Produkte der A zu vermitteln (sog. Eigenumsatz). 

Für seine Tätigkeit erhielt der Kläger unterschiedliche Leistungen wie erfolgsabhängige Provisionen für 
die Eigen- und Gruppenumsätze sowie Boni und Zuschüsse (z. B. Grundprovision, Leistungsbonus-
Praxis, Kundenleistungsbonus, Büro- und Organisations-Bonus, Förderprovision). 

Nach Auffassung des Finanzamts handelte es sich bei dem Büro- und Organisations-Bonus bzw. der 
Förderprovision nicht um umsatzsteuerfreie Vermittlungsleistungen, da diese von A freiwillig und zum 
Aufbau eines Strukturvertriebs separat gezahlt worden waren. 

Entscheidung 

Die Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht entschied, dass der erhaltene Büro- und Organisations-Bonus 
bzw. die Förderprovision umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 8 UStG und § 4 Nr. 11 UStG ist. Diese 
Umsatzsteuerbefreiung hängt von 2 Voraussetzungen ab: 

· Zum einen muss der Dienstleistungserbringer sowohl mit dem Versicherer als auch mit dem 
Versicherten in Verbindung stehen. 

· Zum anderen muss seine Tätigkeit wesentliche Aspekte der Versicherungsvermittlungstätigkeit 
umfassen (wie Kunden zu suchen und diese mit dem Versicherer zusammenzubringen). 

Dagegen ist die typischerweise mit dem Aufbau und der Aufrechterhaltung eines Strukturvertriebs 
einhergehende Betreuung, Schulung und Überwachung von Versicherungsvertretern, die Festsetzung 
und Auszahlung der Provisionen sowie das Halten der Kontakte zu den Versicherungsvertretern nur 
steuerfrei, wenn der Unternehmer durch Prüfung eines jeden Vertragsangebots mittelbar auf eine der 
Vertragsparteien einwirken kann, wobei auf die Möglichkeit, eine solche Prüfung im Einzelfall 
durchzuführen, abzustellen ist. 

Nach Überzeugung des Finanzgerichts stellt der Büro- und Organisations-Bonus bzw. die 
Förderprovision eine Aufstockung der von der A für Gruppenumsätze gezahlten – vom Finanzamt als 
steuerfrei behandelten – Grundprovision dar. Zwischen der Zahlung des Büro- und Organisations-
Bonus bzw. der Förderprovision bestand jeweils ein spezifischer und wesentlicher Bezug zu einzelnen 
Vermittlungsgeschäften, weil diese auf das jeweilige steuerfreie Gruppengeschäft zurückzuführen 
sind. Der Büro- und Organisations-Bonus bzw. die Förderprovision hängen lediglich vom Gesamterfolg 
der A und dem erwirtschafteten (Mindest-) Gruppenumsatz des Vermögensberaters ab. Sinkt der 
Gesamtumsatz der A, kann auch der Büro- und Organisations-Bonus bzw. die Förderprovision seitens 
der A entsprechend angepasst werden. Im Übrigen konnte der Büro- und Organisations-Bonus bzw. 
die Förderprovision auf den einzelnen vermittelten Versicherungsvertrag zurückverfolgt werden. 

 



 

 

Auch wurde der Büro- und Organisations-Bonus bzw. die Förderprovision unabhängig davon gezahlt, 
ob der jeweilige Vermögensberater in dem jeweiligen Jahr tatsächlich neue Vermögensberater für die 
A gewonnen hatte. Die A zahlte den Büro- und Organisations-Bonus bzw. die Förderprovision daher 
nicht für eine schädliche Anwerbetätigkeit neuer Vermögensberater und den Aufbau eines 
Strukturvertriebs. 

 


